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Präambel 
 
Mit der novellierten RLBau LSA soll den Herausforderungen eines zeitgemäßen staatli-
chen Hochbaues Rechnung getragen werden.  

Die vielfältigen Anforderungen erfordern dabei eine stetige Optimierung der Prozesse 
und der Abstimmungsbeziehungen im Landesbau. Die Maßnahmen sind trotz der Viel-
zahl der Herausforderungen stets unter Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
umzusetzen.  

Die operative und projektbezogene Verantwortung für die Umsetzung von Maßnahmen 
des staatlichen Hochbaues liegt beim Landesbetrieb Bau- und Liegenschaftsmanage-
ment Sachsen-Anhalt (Landesbetrieb BLSA), soweit einzelne Projekte nicht anderen 
Maßnahmenträgern zugeordnet sind. Das Ministerium der Finanzen (MF) nimmt die stra-
tegischen und projektübergreifenden Aufgaben wahr, wie zum Beispiel die Fachaufsicht. 
Die Zusammenarbeit der Ebenen erfolgt partnerschaftlich im gegenseitigen Austausch 
mit dem gemeinsamen Ziel der Projektrealisierung.  

Das Liegenschafts- und das Baumanagement müssen eng aufeinander abgestimmt tätig 
sein, um eine optimale Deckung des Bedarfes auf der Grundlage der Unterbringungs-
konzeption der Behörden der Landesverwaltung gewährleisten zu können. Um den viel-
fältigen Herausforderungen des Bauens gerecht zu werden, ist auch ein Fokus auf die 
Gewinnung und Erhaltung der fachlichen Kompetenzen der Hochbau- und Liegen-
schaftsverwaltung zu richten. 

Aus klimapolitischer Sicht sind die Notwendigkeit der CO2-Reduzierung und der Verrin-
gerung des Energieverbrauches sowie die Schaffung von Nachhaltigkeit zentrale Ziel-
stellungen. Daher werden diese Themenstellungen im Rahmen dieser Verwaltungsvor-
schrift schwerpunktmäßig aufgegriffen. Die RLBau LSA erhebt den Anspruch, Leitfaden 
und zugleich Arbeitshilfe für die Durchführung der Bauaufgaben des Landes Sachsen-
Anhalt zu sein. 

Der Landesbetrieb BLSA versteht sich als fachkundiger Dienstleister der öffentlichen 
Hand, hat die Funktion des Bedarfsträgers inne und nimmt die baufachlichen Bauher-
renaufgaben für die ordnungsgemäße Erfüllung der im öffentlichen Interesse durchzu-
führenden staatlichen Hochbauaufgaben des Landes wahr. 
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A Geltungsbereich, Organisation und Aufgaben der Hochbau- 
und Liegenschaftsverwaltung Sachsen-Anhalt 

 
Die in der RLBau LSA zusammengefassten Vorschriften gelten für die vom Land Sach-
sen-Anhalt finanzierten Bauaufgaben im Zuständigkeitsbereich der Hochbau- und Lie-
genschaftsverwaltung Sachsen-Anhalt sowie für Baumaßnahmen Dritter, soweit verein-
bart. Das Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt ist Herausgeber der 
RLBau LSA.  
 
Sie gelten, soweit sie nicht ausschließlich baufachliche Inhalte regeln, auch für die Un-
terbringung und Bewirtschaftung der staatlichen Behörden. Hiervon ausgenommen sind 
in eigener Zuständigkeit handelnde und entsprechend für eigene Bauangelegenheiten 
legitimiert handelnde Landeseinrichtungen. 
 
Für Baumaßnahmen der Hochschulen sind klarstellende Ausführungen in den entspre-
chenden Abschnitten enthalten. 
 

1. Organisation  
 
Der Verwaltungsaufbau für die Hochbau- und Liegenschaftsverwaltung des Landes ist 
zweistufig organisiert. Die Verantwortung für die Bau- und Liegenschaftsangelegenhei-
ten des Landes obliegt dem für Hochbau, Liegenschaften, Verwaltung Sondervermögen, 
Grundstock des Landes Sachsen-Anhalt zuständigen Ministerium der Finanzen (MF). 
Der Landesbetrieb BLSA ist diesem nachgeordnet. Weiterhin werden Aufgaben des 
staatlichen Hochbaus auch durch die Hochschulen, die Universitätsklinika sowie die 
Fachressorts in Eigenregie durchgeführt.  
 
Die Verantwortung für die Bauangelegenheiten obliegt innerhalb des MF dem für den 
Landesbau zuständigen Referat als Oberste Technische Instanz (OTI). Die Verantwor-
tung für die Liegenschaftsangelegenheiten des Landes innerhalb des MF obliegt der 
Fachaufsicht im MF. Mit dem Gesetz zur Einrichtung des Landesbetriebes Bau- und Lie-
genschaftsmanagement Sachsen-Anhalt vom 21. Dezember 2011 sowie der Verord-
nung zur Festlegung von Ausnahmen von der zentralen Grundstücksverwaltung durch 
den Landesbetrieb Bau- und Liegenschaftsmanagement Sachsen-Anhalt vom 2. Mai 
2012 in der jeweils geltenden Fassung wurden wesentliche Aufgaben der zentralen Ver-
mögens- und Liegenschaftsverwaltung, des staatlichen Hochbaues des Landes, der 
baufachlichen Prüfungen bei Zuwendungsbaumaßnahmen für das Land zum 1. April 
2012 auf den Landesbetrieb BLSA übertragen. 
 
Hinsichtlich der Organisation und der dem Landesbetrieb BLSA übertragenen Aufgaben 
gilt die Betriebsordnung für den Landesbetrieb Bau- und Liegenschaftsmanagement 
Sachsen-Anhalt (BO BLSA) in der jeweils aktuellen Fassung. 
 
Der Landesbetrieb BLSA sorgt für die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlichen Fach- 
und Sachkenntnisse bei Beschäftigten, um den baufachlichen Anforderungen und den 
Anforderungen der Verwaltungsverfahren zu entsprechen. 
 

2. Begriffsbestimmungen 
 
2.1.  Liegenschaftsvermögen 
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Zum Liegenschaftsvermögen des Landes gehören das Verwaltungsgrundvermögen 
(VGV), das Allgemeine Grundvermögen (AGV) und das Sondervermögen „Grundstock“ 
des Landes (vgl. VV zu § 64 LHO). Diese beinhalten: 
 
VGV landeseigene Grundstücke, die für Verwaltungszwecke des Lan-

des oder im Rahmen des Gemeingebrauchs des Landes genutzt 
werden, so z.B. für die allgemeine Verwaltung, Polizei und Justiz 
(Gerichte sowie Justizvollzugsanstalten) oder in absehbarer Zeit 
genutzt werden sollen 
 

AGV landeseigene Grundstücke, die nicht für Verwaltungszwecke des 
Landes oder im Rahmen des Gemeingebrauchs im Aufgabenbe-
reich des Landes genutzt werden und dem Landesbetrieb BLSA 
gemäß § 1 Abs. 3 des Gesetzes zur Neuordnung der staatlichen 
Hochbau- und Liegenschaftsverwaltung vom 21. Dezember 2011 
mit Wirkung vom 1. April 2012 zugeordnet wurden 
 

Sondervermögen 
„Grundstock“ 

überwiegend landwirtschaftlich genutzte Flächen ohne Natur-
schutzbindung. 
 
 

2.2. Verantwortlichkeiten 
 
Auf Grund der verschiedenen Verantwortlichkeiten der beteiligten Landeseinrichtungen 
werden zunächst die im Weiteren auftretenden Begriffe erläutert: 
 
 Bauherr sofern im Einzelfall nicht anders geregelt, 

das Land Sachsen-Anhalt, vertreten durch 
den Landesbetrieb BLSA  
 

 Eigentümer 
 

Land Sachsen-Anhalt 

 Nutzer/nutzende Verwaltung 
 

alle Landeseinrichtungen 

 Vermieter Landesbetrieb BLSA für alle Liegenschaften 
des Mieter-Vermieter-Modells (MVM) 
 

 Mieter Nutzer, für deren Ressort eine Nutzungsver-
einbarung mit dem Landesbetrieb BLSA ge-
schlossen wurde 
 

 Bedarfsträger im MVM Landesbetrieb BLSA oder Nutzer 
 

 Bedarfsträger außerhalb des MVM Hochschulen, Universitätskliniken, Landes-
betriebe nach § 26 LHO bzw. Verwaltungen, 
deren Liegenschaften dem Landesbetrieb 
BLSA noch nicht zur Bewirtschaftung über-
tragen wurden, Justizvollzugsanstalten oder 
Jugendanstalten, Landesschulen oder Lan-
desmuseen 
 

 Hausverwaltende Dienststelle entsprechend der jeweiligen Nutzungsver-
einbarung der Landesbetrieb BLSA oder an-
dere Bedarfsträger 
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 Mittelbewirtschafter 
 

Bedarfsträger, dem die Haushaltsmittel je-
weils zugewiesen werden 
 

 Oberste Technische Instanz (OTI) das für den Landesbau zuständige Referat 
im MF 

 
 
3. Aufgaben 
 
3.1 Aufgaben der Fachaufsicht 
 
Gemäß § 6 Abs. 2 GGO LSA I beinhaltet die Wahrnehmung der Fachaufsicht durch die 
für Hochbau, Liegenschaften, Verwaltung Sondervermögen, Grundstock des Landes 
Sachsen-Anhalt zuständigen Referate im Ministerium die Prüfung und Genehmigung 
grundsätzlich bedeutsamer Angelegenheiten, die strategische Ausrichtung des Landes-
baues sowie eine Rechts- und Zweckmäßigkeitskontrolle. 

Bezogen auf die strategisch bedeutsamen Baumaßnahmen hat die OTI besondere Auf-
gaben und Befugnisse, die projektbezogen insbesondere die baufachliche Genehmi-
gung, Festlegung des Umfanges und Inhalts der Bauunterlagen sowie eine abschlie-
ßende baufachliche Entscheidungskompetenz beinhalten. 

Mit der Erfüllung der projektübergreifenden Aufgaben hat das MF die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, dass die Baumaßnahmen gemäß den haushaltsrechtlichen Vorschrif-
ten wirtschaftlich, architektonisch, städtebaulich, funktionell, ökologisch, energetisch und 
technisch einwandfrei sowie in jeder Hinsicht ordnungsgemäß nach einheitlichen 
Grundsätzen und unter Berücksichtigung von eingeführten Leitfäden, Handbüchern und 
Arbeitshilfen durchgeführt werden können. 

Die Aufstellung und Fortschreibung von Grundsatzkonzepten und Regelwerken als pro-
jektübergreifende Aufgabe betrifft insbesondere Fragen von Umfang und Inhalt von Bau-
unterlagen, Anwendungsfelder des Standardleistungsbuchs, das Vergabe- und Ver-
tragswesen, soweit nicht die Zuständigkeit anderer Ressorts gegeben ist, den Haus-
haltsvollzug, die Kostenplanung und -kontrolle, die Planungs- und Ausführungsstan-
dards sowie die Umsetzung von Wettbewerben nach RPW. Die Erarbeitung von Grund-
satzkonzepten erfolgt regelmäßig unter Beteiligung des Landesbetriebes BLSA. 

Zu den projektübergreifenden Aufgaben gehören u.a. die Erfassung und die Auswertung 
aller aus der Durchführung der Baumaßnahmen gewonnenen Erkenntnisse, insbeson-
dere zu: Planungs- und Kostendaten (z. B. Investitions- und Folgekosten); Prüfungsmit-
teilungen des Landesrechnungshofes; Energieeffizienz und Nachhaltigkeit. 

Die OTI wirkt bei der Entwicklung von Bau- und Baunebenrecht einschl. Honorarordnun-
gen sowie bei der Aufstellung von Normen und technischen Regeln mit, vertritt das Land 
Sachsen-Anhalt federführend in länderübergreifenden Gremien des Staatlichen Hoch-
baues und führt Abstimmungen zu grundsätzlichen Angelegenheiten mit Kammern und 
Verbänden durch. 

Bezogen auf den Landesbau obliegt die Erstellung von Vorlagen für Regierung und Par-
lament, die fachliche Betreuung des Ausschusses für Finanzen des Landtags von Sach-
sen-Anhalt und die Kommunikation mit dem Landesrechnungshof dem MF als ministeri-
elle Aufgabe. 
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3.2. Aufgaben des Landesbetriebs BLSA 
 
Die dem Landesbetrieb BLSA nach § 1 des Gesetzes zur Einrichtung des Landesbetrie-
bes Bau- und Liegenschaftsmanagement Sachsen-Anhalt übertragenen Aufgaben erge-
ben sich aus § 4 der BO BLSA in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Der Landesbetrieb BLSA nimmt die Aufgaben des Bauherrn für die öffentlichen Bauten 
des Landes einschließlich des Hochschulbaus wahr. Ausnahmen bestehen insbeson-
dere im Bereich des Hochschulbaus hinsichtlich der Bauunterhaltung und der Kleinen 
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie den Pilotprojekten der Hochschulen und Uni-
versitätsklinika.  

Dem Landesbetrieb BLSA obliegt die operative Umsetzung von Baumaßnahmen in ei-
gener Verantwortung. Ihm wird bei der operativen Umsetzung von Baumaßnahmen die 
grundsätzliche Entscheidungskompetenz zugesprochen. Er wirkt bei der Projektentwick-
lung mit, nimmt den Bauunterhalt wahr und wickelt staatliche Baumaßnahmen ab. Dabei 
koordiniert er deren Durchführung und nimmt die Projektverantwortung und Projektlei-
tung durch Projektmanagement wahr und sieht sich den Grundsätzen des nachhaltigen 
Bauens verpflichtet. Der Landesbetrieb BLSA kann hierbei in allen Projektphasen frei-
beruflich tätige Architekten und Ingenieure beteiligen. Dabei bleibt der Landesbetrieb 
BLSA jedoch unbeschadet der Verantwortung der freiberuflich Tätigen für die ordnungs-
gemäße Erfüllung der Bau- und Bauherrenaufgaben insgesamt verantwortlich. 

Detailfragen der Planung und Bauausführung klärt der Landesbetrieb BLSA eigenstän-
dig. Der Landesbetrieb BLSA legt der OTI die zu genehmigenden Unterlagen so vor, 
dass eine grundsätzliche Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der 
Baumaßnahme entsprechend der Aufgabenstellung erfolgen kann. 

Zur Wahrung der baufachlichen Kompetenz soll der Landesbetrieb BLSA Aufgaben oder 
Leistungen im Rahmen einer möglichst hohen Eigenerledigungsquote selbstständig er-
bringen. 
 
3.3.  Berichtswesen 
 
Der Landesbetrieb BLSA stellt, bezogen auf die spezifischen Maßnahmen des Landes-
hochbaus, ein formalisiertes, turnusmäßiges Berichtswesen gegenüber dem MF sicher. 
Zur Vereinfachung des Austausches der Berichte, sind dem MF auch Zugriffsrechte auf 
die digitalen Anwendungssysteme zu gewähren. 
 
3.4. Baumaßnahmen Dritter 
 
Soweit der Landesbetrieb BLSA bei Baumaßnahmen Dritter tätig wird, deren Durchfüh-
rung im Interesse des Landes liegt, hat er vertragliche Vereinbarungen mit den Dritten 
zu treffen. Darin müssen die Aufgaben eindeutig beschrieben, die Rechte und Pflichten 
der Beteiligten bestimmt und klargestellt werden, inwieweit Verfahrensregelungen für die 
Durchführung von Baumaßnahmen des Landes anzuwenden sind. 
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B Bewirtschaftung der Haushaltsmittel für Bauausgaben 
 

1. Allgemeines 
 
Baumaßnahmen im Sinne dieses Abschnittes sind Maßnahmen für die Bauunterhaltung 
sowie Kleine und Große Neu-, Um- und Erweiterungsbauten (KNUE und GNUE). Sie 
dürfen nur unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 
7 LHO) veranschlagt und durchgeführt werden. 

Die gleichzeitige Durchführung von baufachlich nicht zusammenhängenden KNUE und 
GNUE in einer Liegenschaft ist auf Ausnahmefälle zu beschränken und bedarf der vor-
herigen Abstimmung mit dem MF. Maßnahmen des Bauunterhalts können gleichzeitig 
mit KNUE oder GNUE durchgeführt werden, soweit baufachlich kein Zusammenhang 
besteht. Die Teilung einer baufachlich zusammenhängenden Baumaßnahme über der 
geltenden Kostengrenze in mehrere Baumaßnahmen mit Einzelbeträgen unter der Kos-
tenobergrenze ist unzulässig (vgl. auch Abschnitt B Nr. 2.3). 

Ein Projekt- bzw. Baustopp darf nur nach dokumentierter Abwägung im Einzelfall und 
nach vorheriger Abstimmung mit dem MF vorgenommen werden. Insbesondere Siche-
rungsmaßnahmen an einem im Bau befindlichen Gebäude sind auch in diesem Fall wei-
terhin zulässig.  

Ergeben sich bei einer Einzelmaßnahme unabwendbare Mehrkosten, sind diese zu-
nächst aus Einsparungen zu decken. Ggf. ist ein Verfahren gemäß § 37 LHO einzuleiten. 
Einsparungen dürfen grundsätzlich nicht zur Erweiterung des Leistungsumfanges ent-
sprechend der geprüften Bauunterlage verwendet werden. Über eine Erweiterung des 
Leistungsumfanges unter dem Aspekt der wirtschaftlichen Bauausführung entscheidet 
das Nutzerressort im Einvernehmen mit dem MF. 

Die Verantwortung des Landesbetriebes BLSA ist vor allem begründet durch die haus-
haltsrechtlichen Vorschriften, insbesondere  

- § 7 LHO   Grundsatz der Wirtschaftlichkeit,  

- §§ 24 und 54 LHO  Grundregeln für die Veranschlagung und die Durchführung von 
Baumaßnahmen, 

- § 55 LHO  Grundsätze des Wettbewerbs und des einheitlichen Verwaltungs-
handelns bei der Vergabe, 

- §§ 63 und 64 LHO  Grundsätze für den Erwerb und die Veräußerung von Vermögens-
gegenständen bzw. Grundstücken. 

 
Im Haushaltsplan des Landes Sachsen-Anhalt werden die Mittel zur Deckung des Bau-
bedarfs, soweit nicht an anderer Stelle veranschlagt, im Einzelplan 20 – Staatlicher 
Hochbau – veranschlagt. Die Kapitel des Ressort- und des Hochschulbaus können, so-
weit entsprechende Haushaltsvermerke dies zulassen, flexibel durch weitgehende Inan-
spruchnahme der Deckungsfähigkeit bewirtschaftet werden. 
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Titel 518   Anmietungen, 
soweit sie nicht der Auslagerung von Nutzungen während einer 
Baumaßnahme im Bestand dienen 
 

Titel 519  Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen  
(Bauunterhaltsmaßnahmen / BU) 

 
Titel 533 Dienstleistungen Außenstehender 
 
Titel 534 Finanzierungskosten Bau 

(Finanzierungen im Zusammenhang mit ÖPP-Projekten sowie 
Zahlungen im Rahmen von privaten Vorfinanzierungen von  
Investitionen) 

 
Titel 711   Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten (KNUE) 
 
Titel 712   Vorarbeitskosten 

(Große Neu-, Um- und Erweiterungsbauten / GNUE) 
 

Titel 713  Erschließungs- und Baukosten  
(Große Neu-, Um- und Erweiterungsbauten / GNUE) 
 

Titel 714  Kleine sowie Große Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 
(Innovative Projekte für Nachhaltigkeit und Umweltschutz) 
 

Titel 715  Hochbaumaßnahmen - Objektentwicklung 
 
Titel 812  Kosten für die erstmalige Einrichtung 
 
Titel 821  Erwerb von unbeweglichen Sachen 

(Liegenschaftserwerb in unmittelbarem Zusammenhang mit einer 
Baumaßnahme) 

 
Titel 823  Erwerbsanteile im Rahmen von ÖPP-Projekten sowie Erwerb  

privat vorfinanzierter unbeweglicher Sachen 
 

2. Zuweisung und Verteilung von Haushaltsmitteln 
 
Die Haushaltsmittel werden vom MF jeweils den bewirtschaftenden Stellen zugewiesen 
bzw. im Wirtschaftsplan des Landesbetriebes BLSA veranschlagt. 
 
Bei der Zuweisung, Verteilung und Bewirtschaftung der Ausgabemittel ist unter Beach-
tung evtl. Vorgaben der übergeordneten Mittelverteiler wie folgt zu verfahren: 

 
2.1. Bauunterhaltung im Ressortbau 
 
Zur kontinuierlichen Durchführung von baufachlich zwingend notwendigen Bauunterhal-
tungsmaßnahmen können im laufenden Haushaltsjahr Verpflichtungen zu Lasten des 
folgenden Haushaltsjahres eingegangen werden, soweit sie auf rechtlichen Vorgaben 
basieren, zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes erforderlich sind oder als Fortfüh-
rungsmaßnahmen gelten. 
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Einer Verpflichtungsermächtigung bedarf es gemäß § 38 Abs. 4 Satz 1 LHO i. V. m. VV 
Nr. 4 zu § 38 LHO nicht. 
 
2.2. Bauunterhaltung Hochschulen 
 
Zu Beginn des Haushaltsjahres werden den Hochschulen die jeweiligen Verfügungsbe-
träge mitgeteilt. Die Auszahlung erfolgt auf Anforderung der Hochschule. Im Übrigen 
gelten die unter 2.1 getroffenen Regelungen. 
 
2.3. Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten im Ressortbau 
 
Die Kostenobergrenze von Kleinen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten (KNUE) in Höhe 
von 6.000.000 € brutto (KG 100 bis 500) darf nicht überschritten werden.  

Wird bei KNUE die Kostenobergrenze von 6.000.000 € brutto überschritten, bleibt es bei 
der Eingliederung als Kleine Baumaßnahme, soweit es sich hierbei nicht um eine Über-
schreitung um mehr als 15 v. H der Kostengrenze handelt. (siehe insbesondere VV Nr. 
1.2.2 und 3. zu § 54 LHO). Über das Verfahren bei Überschreitungen darüber hinaus 
entscheidet das MF. 

Die Teilung einer baufachlich zusammenhängenden Baumaßnahme über der geltenden 
Kostengrenze in mehrere kleine Baumaßnahmen mit Einzelbeträgen unter der Kosten-
obergrenze ist unzulässig. 
 
2.4. Kleine Neu,- Um- und Erweiterungsbauten im Hochschulbau 
 
Zu Beginn des Haushaltsjahres werden den Hochschulen die jeweiligen Verfügungsbe-
träge mitgeteilt. Die Auszahlung erfolgt auf Anforderung der Hochschule. Die Mittel dür-
fen nur zur Durchführung genehmigter KNUE oder deren Planung verausgabt werden. 
Im Übrigen gelten die unter B 2. 2.3. getroffenen Regelungen. 
 
2.5. Große Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 
 
Die Ausgabemittel werden den Mittelbewirtschaftern durch das MF zugewiesen. Die Be-
wirtschaftung der Mittel obliegt dem jeweiligen Mittelbewirtschafter in eigener Verantwor-
tung. 

Ist während der Durchführung der Baumaßnahme eine Erhöhung der Gesamtkosten zu 
erwarten, die nicht durch Einsparungen gedeckt werden kann, so hat der jeweilige Mit-
telbewirtschafter einen begründenden Antrag in Form eines Antrages auf Abweichung 
zur genehmigten Kostenvoranmeldung-Bau (KVM-Bau) vorzulegen.  

Handelt es sich um eine wesentliche Abweichung im Sinne von § 54 Abs. 1 LHO i. V. m. 
VV Nr. 1 zu § 54 LHO, ist die Einwilligung des Landtages einzuholen. 

Einsparungen dürfen grundsätzlich nicht für zusätzliche, nicht mit der KVM-Bau geneh-
migte Leistungen verwendet werden. Über eine Erweiterung des Leistungsumfanges un-
ter dem Aspekt der wirtschaftlichen Bauausführung entscheidet das Nutzerressort im 
Einvernehmen mit dem MF. 
 
2.6. Baumaßnahmen im Rahmen der Objektentwicklung 
 
Der Landesbetrieb BLSA kann Baumaßnahmen grundsätzlich auch mit den Mitteln aus 
Erträgen und Rücklagenentnahmen aus dem Wirtschaftsplan finanzieren, sofern unge-
nutzte Bestandsimmobilien für eine Nutzung ertüchtigt werden sollen. Das jeweils durch-
zuführende baufachliche Verfahren hat in Anlehnung an die Abschnitte D, E und F zu 
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erfolgen. Die LHO ist einzuhalten. 
 
 
3. Verantwortlichkeit bei der Bewirtschaftung 
 
3.1. Allgemeines 
 
Mit der Zuweisung der Ausgabemittel wird die Befugnis übertragen, im Rahmen der ver-
fügbaren Beträge Maßnahmen zu treffen oder Verträge abzuschließen, die zu Einnah-
men oder Ausgaben führen. Die Bewirtschaftungsbefugnis schließt die Befugnis ein, 
Kassenanordnungen durch den Beauftragten für den Haushalt oder dazu beauftragte 
Bedienstete zu erteilen. 
 
3.2. Verträge 
 
Verträge (einschließlich Nachtragsvereinbarungen) dürfen grundsätzlich nicht ohne Mit-
wirkung des Beauftragten für den Haushalt (bzw. ohne die mit der Wahrnehmung dieser 
Aufgaben betrauten Bediensteten) abgeschlossen werden. Er ist weiterhin über alle Än-
derungen zu unterrichten, die die Höhe der festgelegten Beträge beeinflussen. 
 
3.3. Kassenanordnungen/-anweisungen 
 
Kassenanordnungen und -anweisungen sind elektronisch oder unter Verwendung der 
Vordrucke und Druckmuster des Landes zu erstellen und der zuständigen Stelle zur Ein-
tragung in die Haushaltsüberwachungsliste (HÜL-Bau) zuzuleiten. Die HÜL-Bau ist in 
regelmäßigen Abständen und am Schluss der Baumaßnahme mit den Objektkonten ab-
zugleichen. 
 
3.4. Feststellungen 
 
Bei Erstellung der Kassenordnungen und -anweisungen sind die entsprechenden Ver-
waltungsvorschriften für Zahlung, Buchführung und Rechnungslegung (§§ 70 bis 72 und 
74 bis 80 LHO) zu beachten. 

Als Voraussetzung für prüfbare Kassenanordnungen können Bescheinigungen der 
sachlichen, fachtechnischen und rechnerischen Richtigkeit von qualifizierten und dazu 
befugten Bediensteten durch vom Landesbetrieb BLSA festzulegende Feststellungsver-
merke erteilt werden. 

 
4. Nachweis der Haushaltsmittel 
 
4.1. Bauunterhaltung 
 
Festlegungen und Anordnungen sind vom Mittelbewirtschafter liegenschaftsbezogen 
nachzuweisen. 
 
4.2. Kleine sowie Große Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 
 
Haushaltsmittel sowie ihre Inanspruchnahme durch Festlegungen und Anordnungen 
sind bei der jeweiligen Baumaßnahme nachzuweisen. 
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4.3. Führen der HÜL-Bau 
 
Bei sämtlichen Baumaßnahmen sind die HÜL-Bau von den dafür bestellten Bedienste-
ten zu führen. 
 

5. Übertragbarkeit der Haushaltsmittel 
 
5.1. Bauunterhaltung 
 
Die Haushaltsmittel sind grundsätzlich nicht übertragbar, können jedoch durch Haus-
haltsgesetz oder Haushaltsplan für übertragbar erklärt werden. 
 
5.2. Kleine sowie Große Neu,- Um- und Erweiterungsbauten 
 
Nicht in Anspruch genommene Ausgabeermächtigungen nach Abschluss des Haus-
haltsjahres sind übertragbar (§ 19 LHO) und können nach den Maßgaben des § 45 LHO 
als Ausgabereste verfügbar gehalten werden. Die Bildung und Inanspruchnahme von 
Ausgaberesten bedarf der Einwilligung des MF. 
 
Verpflichtungsermächtigungen sind dagegen nicht übertragbar und können auch nicht 
für übertragbar erklärt werden (vgl. VV Nr. 5 zu § 16 LHO sowie § 45 Abs. 1 S. 2 LHO).  
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C Bedarfe von Behörden und Einrichtungen des Landes 

 
1. Bedarfsanmeldung 
 
Essenzielle Grundlage für das wirtschaftliche und nachhaltige Agieren der Staatlichen 
Hochbau- und Liegenschaftsverwaltung ist die angemessene und zeitgemäße Definition 
von Flächenbedarfen und Anforderungen an die benötigte Unterbringung. Um die Ange-
messenheit sicherzustellen, wird nach dem unter C 2. beschriebenen standardisierten 
Stufenverfahren vorgegangen.  

Der Bedarfsanmeldung ist der haushälterisch bestätigte Stellenumfang des Bedarfsträ-
gers zu Grunde zu legen. Prognostische Bedarfsanmeldungen sind separat auszuwei-
sen und die Notwendigkeit der Berücksichtigung nachvollziehbar zu begründen. Zeitlich 
und inhaltlich zusammenhängende Bedarfe dürfen nicht auf verschiedene Bedarfsan-
meldungen aufgeteilt werden. Bei Baumaßnahmen schutzbedürftiger baulicher Anlagen 
ist eine Abstimmung mit dem Landeskriminalamt (LKA) durchzuführen. Die Schutzbe-
dürftigkeit der baulichen Anlage legt die nutzende Verwaltung fest. 

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Inanspruchnahme von Wohnraumarbeit durch 
die Bediensteten der Landesverwaltung stellt die Optimierung des Flächenbedarfes eine 
zentrale Aufgabe dar. Vor einer Bedarfsanmeldung beim Landesbetrieb BLSA ist zu-
nächst zu prüfen, ob der benötigte Flächenbedarf nicht über organisatorische Maßnah-
men abgedeckt werden kann, etwa durch eine Optimierung der Auslastung der bereits 
genutzten Flächen unter Berücksichtigung der Wohnraumarbeitsanteile von Bedienste-
ten.  
 

2. Stufenverfahren der Bedarfsanmeldung 
 
Das standardisierte Stufenverfahren beginnt mit einer Bedarfsvoranmeldung, welche 
durch die nachfolgenden Prüfschritte verifiziert wird und in der finalen Bedarfsanmeldung 
mündet. 

Die Bedarfsvoranmeldung wird durch die für den jeweiligen Nutzer zuständige oberste 
Landesbehörde an den Landesbetrieb BLSA übermittelt, nachdem diese die Bedarfsvo-
ranmeldung mit den grundsätzlichen Zielplanungen des Bedarfsträgers und/oder über-
geordneten Organisationskonzeptionen abgeglichen hat.  

Für eine zielorientierte und effiziente Umsetzung zur Deckung des Unterbringungsbe-
darfes sind die Bedarfsanforderungen des Nutzers umfassend und nachvollziehbar zu 
beschreiben.  
 
Die Bedarfsvoranmeldung hat insbesondere zu enthalten: 

 Erläuterung der bedarfsauslösenden Gründe, 
 Stellenplan (Muster 12), 
 Objektneutraler Raumbedarfsplan (Muster 13) und qualitative Bedarfsan-

forderungen (Anforderungsraumbuch), 
 Bedarfsanforderungen des Dienstbetriebes, 
 Anforderungen an die Barrierefreiheit und 
 Aussagen zum Beginn und zur Dauer des Bedarfes. 

 
Die Prüfung der Bedarfsvoranmeldung erfolgt durch den Landesbetrieb BLSA und wird 
im Rahmen einer Stellungnahme dokumentiert. Dabei fließen sowohl die zum Zeitpunkt 
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der Prüfung aktuell vorliegenden Rahmenbedingungen des Landes Sachsen-Anhalt für 
die Beurteilung der Angemessenheit der Bedarfsdeckung als auch Prognosen für die 
Zukunftsfähigkeit im Sinne der Beurteilung der Um- und Nachnutzungsflexibilität ein.  

Nach Fertigung der Stellungnahme des Landesbetriebes BLSA wird diese an den Be-
darfsträger zur Kenntnis und weiteren Beachtung gegeben. 
 
Unter Berücksichtigung dieser Stellungnahme wird die Bedarfsvoranmeldung von dem 
Bedarfsträger finalisiert und unter Beifügung der Bestätigung des Landesbetriebs BLSA 
der zuständigen obersten Landesbehörde zur abschließenden Bestätigung übersandt. 
Im Rahmen des Bestätigungsprozesses hat die zuständige oberste Landesbehörde die 
Berücksichtigung der Stellungnahme des Landesbetriebes BLSA in Bezug auf die Be-
darfsvoranmeldung sicherzustellen.  
 
Mit der abschließenden Bestätigung durch die zuständige oberste Landesbehörde liegt 
die verbindliche Bedarfsanmeldung vor. 
 
Für das Decken von Unterbringungsbedarfen außerhalb der unmittelbaren Landesver-
waltung oder zur Deckung von vorübergehenden, kurzzeitigen Bedarfen (Interims) kann 
eine vereinfachte Bedarfsanmeldung zugrunde gelegt werden. Den Umfang der einzu-
reichenden Unterlagen definiert der Landesbetrieb BLSA im jeweiligen Einzelfall.  
 
Sofern der Abschluss des Mietvertrages zur Schaffung einer Interimsunterbringung im 
Rahmen einer Baumaßnahme an einer im Mieter-Vermieter-Modell befindlichen Liegen-
schaft erforderlich ist, ist darauf zu achten, dass die vom Nutzer weiterhin an den Lan-
desbetrieb BLSA zu entrichtende Mietzahlung nahezu identisch mit den durch die Inte-
rimsanmietung anfallenden und aus dem Wirtschaftsplan des Landesbetriebes BLSA zu 
finanzierenden Ausgaben ist. Im Falle einer Mehrbelastung des Wirtschaftsplans des 
Landesbetriebes BLSA infolge der durch die Interimsunterbringung anfallenden Mietzah-
lungen, ist vom Nutzer eine Ausgleichszahlung an den Landesbetrieb BLSA zu leisten. 
 
Stellt der Landesbetrieb BLSA unabhängig einen Bedarf hinsichtlich baulicher Anforde-
rungen öffentlich-rechtlicher Natur fest, ist dieser zusätzliche Bedarf aus Eigeninitiative 
anzumelden. Die hausverwaltende Dienststelle ist davon in Kenntnis zu setzen. 
 
 
3. Auswahl der Art der Bedarfsdeckung – Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
 
Auf Grundlage der Bedarfsanmeldung ist durch den Landesbetrieb BLSA eine Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung als Entscheidungsgrundlage für die Auswahl der konkreten 
Bedarfsdeckungsmaßnahme (wie Eigenbau, Kauf, Miete, Sanierung oder Neubau usw.) 
vorzunehmen. Das Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ist zu dokumentieren 
und wird im Fall der Bedarfsdeckung durch GNUE Bestandteil der KVM-Bau.  
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D Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 
 

1. Allgemeines 
 
Zur Bauunterhaltung gehören alle Aufwendungen, die zur Erhaltung (Instandhaltungs-
aufwand) und/oder Wiederherstellung (Instandsetzungsaufwand) der Substanz oder der 
Verwendungs- oder Nutzungsmöglichkeit eines Vermögensgegenstandes dienen (ein-
schließlich der Technischen Anlagen / Betriebstechnik und der Außenanlagen), jedoch 
nicht der Wartung und Inspektionen. Der Bauunterhalt dient neben der Werterhaltung 
dem Erhalt der Sicherheit von baulichen Anlagen (Verkehrssicherungspflicht, Bauunter-
haltungspflicht vgl. Abschnitt H 1). 

Im Zuge der Bauunterhaltungsarbeiten können kleine bauliche Änderungen oder Ergän-
zungen, einschließlich der erstmaligen Beschaffung von Gegenständen, die mit dem Ge-
bäude fest verbunden sind, unabhängig von der Höhe der Kosten je Objekt durchgeführt 
werden, wenn dadurch die Anlage in ihrer Substanz nicht wesentlich verändert wird. Ge-
ringfügige investive Maßnahmen in einem Umfang von bis zu 50.000 Euro brutto können 
im Rahmen einer Maßnahme der Bauunterhaltung mit durchgeführt werden. 

Eine unwesentliche Veränderung im vorgenannten Sinne liegt auch dann vor, wenn die 
Bauunterhaltungsarbeiten investive Bestandteile im Sinne des Haushaltsrechts bis zu 
einer Grenze von 40 v. H. der Gesamtkosten enthalten, diese jedoch auf Grund fachge-
setzlicher Vorschriften, Verordnungen oder einschlägigen Empfehlungen von anerkann-
ten Gremien notwendig sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn durch die Bau-
unterhaltungsmaßnahme die Belange des Brandschutzes, der Barrierefreiheit, der Un-
fallverhütung oder der energetischen Sanierung berührt sind. Investive Bestandteile im 
Rahmen einer Bauunterhaltungsmaßnahme sind dabei nur bis zu einer Höhe der Kos-
tenobergrenze einer KNUE zulässig. Von dieser Regelung kann nur in begründeten Aus-
nahmefällen und unter besonderen Umständen Gebrauch gemacht werden. 
  

2. Veranschlagung der voraussichtlich zu leistenden Ausgaben 
 
Die Ausgaben für die Bauunterhaltung werden grundsätzlich im Einzelplan 20 – Staatli-
cher Hochbau – veranschlagt.  

Für die Veranschlagung der Ausgaben kann von folgenden Kostenansätzen ausgegan-
gen werden: 

 Die im Baubedarfsnachweis (BBN) nach den Dringlichkeitsstufen ausgewiese-
nen Kosten (siehe Muster 8). 

 Für die Bauunterhaltung gemieteter oder gepachteter baulicher Anlagen und 
Grundstücke die geschätzten Kosten im Rahmen der vom Land übernomme-
nen Verpflichtung. 

 
Soweit nach § 12 LHO der Haushaltsplan für zwei Haushaltsjahre aufgestellt wird, sind 
die Nachweise und Meldungen nach Haushaltsjahren getrennt aufzustellen. 
 

3. Feststellung des Baubedarfes 
 
3.1. Baubegehung 
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Zur Feststellung der notwendigen Bauunterhaltungsarbeiten sind alle Liegenschaften in 
der Regel jährlich – zweckmäßig spätestens drei Monate vor Beginn des Haushaltsjah-
res – zu begehen. Abstände von zwei Jahren sind möglich, wenn in dieser Zeit nur rou-
tinemäßige Bauunterhaltung notwendig wird.  

Wird bei der Baubegehung erkannt, dass die Nutzung den öffentlich-rechtlichen Bestim-
mungen widerspricht, ist dies unverzüglich dem Nutzer mitzuteilen. Die Erfordernisse 
des vorbeugenden Brandschutzes für bauliche Anlagen sind zu beachten; ggf. ist eine 
Brandschau durchzuführen. Wird bei der Baubegehung erkannt, dass Nutzung oder 
Bauzustand rechtlichen Bestimmungen widersprechen, hat der Landesbetrieb BLSA 
eine am Gefahrenpotential orientierte Handlungsvorgabe zu erarbeiten und dem Nutzer 
vorzulegen. Dies ist zu protokollieren. Die Erfordernisse des vorbeugenden Brandschut-
zes und der Verkehrssicherung sind zu beachten; ggf. sind zusätzlich eine Brandverhü-
tungsschau oder weitergehende Prüfungen durchzuführen (vgl. Abschnitt L 4 und RÜV). 
Die ggf. erforderlichen weitergehenden Prüfungen werden durch den Landesbetrieb 
BLSA veranlasst. Die Ergebnisse der durchgeführten Untersuchungen werden der haus-
verwaltenden Dienststelle mitgeteilt und die BBN ist ggf. zu ergänzen. 

An der Baubegehung zur Feststellung der Bauunterhaltungsarbeiten nehmen teil: 

 die hausverwaltende Dienststelle, 
 die nutzende Dienststelle, 
 der Landesbetrieb BLSA und  
 soweit notwendig besondere Fachleute (z.B. ein Vertreter für Tragwerkskon-

struktionen und Betriebstechnik oder auch des örtlichen Brandschutzes). 
 
3.2 Baubedarfsnachweis (BBN) 
 
Anlässlich der Baubegehung fertigt die hausverwaltende Dienststelle bzw. der Landes-
betrieb BLSA je Liegenschaft eine BBN (Muster 8) und ggf. je Gebäude oder baulicher 
Anlage eine Überwachungsliste an, die der Bauaufsichtsakte beizufügen ist (vgl. RÜV), 
von der die teilnehmenden Dienststellen je eine Ausfertigung erhalten. 

Die Unterhaltung von garten- und landschaftsbaulichen Anlagen obliegt nach Ablauf der 
Pflege- und Gewährleistungszeit der hausverwaltenden Dienststelle. 

Bei der Baubegehung sind die Dringlichkeitsstufen für die Bauunterhaltungsarbeiten von 
den Vertretern der beteiligten Dienststellen gemeinsam festzulegen und in der BBN zu 
vermerken. 

Soweit der Bedarfsträger von der festgelegten Dringlichkeit abweicht, hat er dies zu do-
kumentieren. 
 

4. Ausführung der Arbeiten 
 
Die Arbeiten sind der Dringlichkeit nach auszuführen, soweit Ausgabemittel bereitgestellt 
sind bzw. den Mittelbewirtschaftern zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung zugewie-
sen sind. 

Bauunterhaltungsmaßnahmen ab einer Größenordnung von 20.000 € sind vor ihrem Be-
ginn mit den Portfoliostrategien abzugleichen. 
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Die Ausführungszeit der Arbeiten ist im Einvernehmen mit der nutzenden Verwal-
tung/den Mietern/der hausverwaltenden Dienststelle zu bestimmen. 

Die Bauunterhaltungsarbeiten sind möglichst so zu vergeben, dass sie vor Ablauf des 
Haushaltsjahres abgerechnet werden können (vgl. Abschnitt B 5.1) 

Die Fertigstellung von Bauunterhaltungsarbeiten größeren Umfanges soll der hausver-
waltenden Dienststelle angezeigt werden. Hierbei sind die Verjährungsfristen für die Ge-
währleistung der Bauunterhaltungsarbeiten der hausverwaltenden Dienststelle mitzutei-
len. Notwendige Fortschreibungen von Bestandszeichnungen sind vorzunehmen. 
 
Die Bauunterhaltungsmaßnahmen, für deren Durchführung bauordnungsrechtliche, ar-
chitektonische, städtebauliche bzw. künstlerische oder ingenieurtechnische Kenntnisse 
erforderlich sind, sind vom Landesbetrieb BLSA zu erledigen. Alle übrigen, technisch 
einfachen Bauunterhaltungsarbeiten können auch von der hausverwaltenden Dienst-
stelle erledigt werden, sofern sie über entsprechend qualifiziertes Personal verfügt. 
Technisch einfache Arbeiten sind insbesondere Instandhaltungen an Fenstern, Installa-
tionen sowie sonstige einfache Leistungen. 
 

5. Unvorhergesehene Bauunterhaltungsarbeiten (Sofortmaßnahmen) 
 
Sofortmaßnahmen sind unaufschiebbare Gefahrenabwehrmaßnahmen, die unverzüg-
lich zu veranlassen sind. Ergeben sich Sofortmaßnahmen, deren Kosten nicht aus den 
verfügbaren Mitteln gedeckt werden können, beantragt die hausverwaltende Dienst-
stelle/der Landesbetrieb BLSA die erforderliche Mittelverstärkung.  

Bei der Veranschlagung der Kosten berät der Landesbetrieb BLSA bezüglich der Durch-
führung solcher Maßnahmen. 

Wenn sofortiges Handeln zur Abwendung von Gefahren für Leib und Leben oder einer 
anderen dem Land drohenden unmittelbar bevorstehenden Gefahr erforderlich ist und 
eine vorherige Einwilligung des MF in über- oder außerplanmäßige Ausgaben nicht mög-
lich ist, wird das MF zu den getroffenen Maßnahmen unverzüglich nachträglich beteiligt. 
Hierbei dürfen die zur Gefahrenabwehr getroffenen Maßnahmen das durch die Notlage 
gebotene Maß nicht überschreiten, § 116 Abs. 2 LHO. Zur präventiven Gefahrenabwehr 
gehören auch vorbereitende Untersuchungen (vgl. RÜV), Sperrungen, Sicherungen und 
Nutzungsuntersagungen. 

 
6. Hochschulbau 
 
Die Verantwortung für die Durchführung der Bauunterhaltungsmaßnahmen liegt bei der 
Hochschule. Zur Feststellung der notwendigen Bauunterhaltungsmaßnahmen ist nach 
Nr. 3 zu verfahren. Bei Sofortmaßnahmen ist Nr. 5 sinngemäß anzuwenden. 
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E Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten des Landes 

 
1. Allgemeines 
 
Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten (KNUE) können investive bauliche Maßnah-
men mit Kosten bis einschließlich 6.000.000 € brutto (KG 100 bis 500) sein, durch die 
neue Anlagen geschaffen oder in einen betriebsbereiten Zustand versetzt werden, be-
stehende Vermögensgegenstände (Liegenschaften) in ihrer baulichen Substanz erwei-
tert oder wesentlich, über ihren ursprünglichen Zustand hinaus, verbessert werden. Der 
Abbruch eines Gebäudes oder von Gebäudeteilen ist als wesentliche Veränderung der 
baulichen Substanz anzusehen. 

Wird die vorstehend genannte Wertgrenze überschritten, bleibt es bei der Eingliederung 
als Kleine Baumaßnahme, soweit es sich hierbei nicht um eine Überschreitung um mehr 
als 15 v. H. der Kostenobergrenze handelt (siehe insbesondere VV Nr.1.2.2 und 3. zu 
§ 54 LHO). Über das Verfahren bei Überschreitungen darüber hinaus entscheidet das 
MF. 

Eine Teilung Großer Neu-, Um- und Erweiterungsbauten in mehrere KNUE ist unzuläs-
sig. 
 
Bei der Durchführung der Baumaßnahmen des Landes sind neben den öffentlich-recht-
lichen Vorschriften auch die Richtlinie für die Überwachung der Verkehrssicherheit von 
baulichen Anlagen des Landes (RÜV), die Vorschriften zur Unfallverhütung, die Arbeits-
stättenverordnung sowie weitere vom MF verbindlich vorgegebene Baufachliche Richtli-
nien, Leitfäden, Planungs-, Arbeits- und Orientierungshilfen anzuwenden. 

 
2. Ermittlung des Baubedarfes und Veranschlagung der Ausgaben  
 
2.1. Bedarfsermittlung  
 
Der vom Nutzer initiierte Bedarf ist entsprechend des Regelverfahrens nach Abschnitt C 
vom Nutzer beim Landesbetrieb BLSA anzumelden.  

Die Bedarfserfassungen sind spätestens bis zum 1. Dezember eines jeden Jahres nach 
Dringlichkeit und Ressorts geordnet vom Landesbetrieb BLSA abzuschließen. Der An-
meldung des Bedarfes ist eine vom Nutzerressort bzw. der Aufsichtsbehörde der nut-
zenden Verwaltung gebilligte Raumbedarfsforderung oder ein gebilligtes Bauprogramm 
zugrunde zu legen. Vom Landesbetrieb BLSA sind für die Einzelmaßnahmen die erfor-
derlichen Kosten zu schätzen. 

Für die Aufstellung des Haushaltsplanes hat der Landesbetrieb BLSA jährlich, unter Be-
rücksichtigung der vom Nutzerressort bestätigten Anmeldungen der Nutzer, den Bedarf 
an Kleinen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten für das nächste bzw. übernächste Haus-
haltsjahr mit Einstufung der Dringlichkeit festzustellen. 

Der Landesbetrieb BLSA nimmt die als notwendig festgestellten Baumaßnahmen in 
seine Übersichtsliste – Baubedarf KNUE – (Muster 9) auf und ordnet diese ressortweise 
nach Dringlichkeit. 
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Die hausverwaltenden Dienststellen haben die festgestellten Baumaßnahmen ihrer 
obersten Landesbehörde bzw. Landesmittelbehörde zur nutzerseitigen Priorisierung vor-
zulegen. Bei der Festsetzung der Prioritäten hat das Ressort die baufachlich vorgege-
benen Dringlichkeitsstufen zu beachten. 

Über die Durchführung der als notwendig festgestellten Baumaßnahmen entscheidet der 
Landesbetrieb BLSA in Abstimmung mit dem Nutzerressort und unter Berücksichtigung 
von Portfoliostrategien und ggf. energetischer Bestandsanalysen.  

Mit abschließender Prioritätenbesprechung des Landesbetriebes BLSA mit den Nutzer-
ressorts werden die für eine Durchführung vorgesehenen Maßnahmen des laufenden 
bzw. folgenden Haushaltsjahres den Nutzerressorts bekannt gegeben. Die OTI ist im 
Rahmen der Prioritätenbesprechung formlos zu beteiligen. 
 
2.2. Aufstellung der Bauunterlage 
 
Im Ergebnis der Prioritätenabstimmungen werden gemäß § 24 LHO die entsprechenden 
Planungsaufträge zur Erstellung der Bauunterlage in eigener Zuständigkeit durch den 
Landesbetrieb BLSA erteilt. 

Für funktionell und technisch unkomplizierte Baumaßnahmen kann die Aufstellung der 
Bauunterlage in vereinfachter Form erfolgen. Die durchzuführende Baumaßnahme ist 
durch Erläuterungsbericht, Energiekonzept, Pläne und vorläufige Kostenermittlung so 
darzustellen, dass die technische Lösung sowie die zu erwartende Ausführung zuverläs-
sig und zutreffend beurteilt werden können und die Wirtschaftlichkeit der gewählten Lö-
sung erkennbar wird. Bei der Aufstellung der Bauunterlage ist die nutzende Verwaltung 
zu beteiligen. 

Ergeben sich bei der KNUE-Anmeldung (Muster 9) in der Zeit bis zur Mittelbereitstellung 
Änderungen hinsichtlich der festgelegten Dringlichkeit der einzelnen Maßnahmen oder 
ein zusätzlicher Bedarf an vordringlichen Maßnahmen, hat die hausverwaltende Dienst-
stelle bzw. der Landesbetrieb BLSA dies dem Nutzerressort rechtzeitig als Abweichung 
bzw. Ergänzung der lfd. KNUE zur KNUE-Anmeldung mitzuteilen. 
 

3. Planung und Ausführung der Baumaßnahmen 
 
Der Landesbetrieb BLSA plant und führt die KNUE in eigener Zuständigkeit durch. Er 
trägt die Verantwortung, erstellt die entsprechenden Bauunterlagen nach § 54 LHO ge-
mäß Abschnitt H und hat dafür einzustehen, dass vor allem die gebotene Wirtschaftlich-
keit beachtet wird und die veranschlagten Kosten nicht überschritten werden. Er kann 
sich zur Planung und Durchführung der Baumaßnahmen freiberuflich Tätiger bedienen. 
Der Landesbetrieb BLSA strebt eine möglichst hohe Eigenerledigungsquote bei der 
Durchführung von KNUE an. 

Der Beginn und die voraussichtliche Ausführungszeit der Baumaßnahme sind im Ein-
vernehmen mit dem Bedarfsträger/Nutzer festzulegen. Die Einverständniserklärung der 
nutzenden Verwaltung/des Mieters zur Bauunterlage ist bei allen Baumaßnahmen erfor-
derlich. 

Werden unvorhergesehene und unabweisbare Bauvorhaben außerhalb des normalen 
Bedarfsanmeldungs- und Abstimmungsverfahrens erforderlich, beantragt das für den 
Bedarfsträger/Nutzer zuständige Ressort unter Beifügung der Unterlagen nach Abschnitt 
C die Durchführung dieser unabweisbaren Baumaßnahmen beim Landesbetrieb BLSA. 
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Gleichzeitig teilt das zuständige Ressort mit, welche der bisher für die Durchführung vor-
gesehenen Baumaßnahmen dafür ggf. zurückgestellt werden sollen. Sofern von der Zu-
rückstellung Baumaßnahmen der Dringlichkeitsstufe A betroffen sind, obliegt die Ent-
scheidung dem Landesbetrieb BLSA. 
 

4. Hochschulbau 
 
Die Bauherrenfunktion für KNUE des Hochschulbaus liegt grundsätzlich bei der jewei-
ligen Hochschule. Die Nummern 1. bis 3. sind sinngemäß anzuwenden. 

Zu Beginn des Haushaltsjahres werden den Hochschulen die jeweiligen Verfügungs-
beträge mitgeteilt. Die Auszahlung erfolgt auf Anforderung der Hochschule. Die Mittel 
dürfen nur zur Durchführung genehmigter KNUE oder zur Planung von KNUE veraus-
gabt werden. Die Hochschule hat dem MF jeweils bis zum 30. September eines jeden 
Jahres für die beiden folgenden Haushaltsjahre eine Liste der beabsichtigten KNUE 
zur Genehmigung vorzulegen. 

Bei Beauftragung des Landesbetriebes BLSA mit der Durchführung der jeweiligen Ein-
zelmaßnahme ist das Einverständnis der Hochschule zur Bauunterlage erforderlich. 
Die sachlich festgestellten Rechnungen sind mit den erforderlichen Anlagen in zwei-
facher Ausfertigung der Hochschule zur Anweisung zu übersenden. 
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F Große Neu-, Um- und Erweiterungsbauten des Landes 
 

1. Allgemeines 
 
Große Neu-, Um- und Erweiterungsbauten (GNUE) sind bauliche Maßnahmen mit Kos-
ten über 6.000.000 € (KG 100 bis 500) brutto, durch die neue Anlagen geschaffen oder 
in einen betriebsbereiten Zustand versetzt werden oder bestehende Vermögensgegen-
stände (Liegenschaften) in ihrer baulichen Substanz erweitert bzw. wesentlich – über 
ihren ursprünglichen Zustand hinaus – verbessert werden. Der Abbruch eines Gebäudes 
oder von Gebäudeteilen ist als wesentliche Veränderung der baulichen Substanz anzu-
sehen. 

Die Zuständigkeit für die Durchführung von GNUE liegt vorbehaltlich der Regelungen zu 
Nr. 8. beim Landesbetrieb BLSA. 

Die Gesamtkosten einer GNUE gliedern sich in 3 Teile: 

 Teil 1:  Kosten des Baugrundstücks 
 Teil 2:  Erschließungs- und Baukosten 
 Teil 3:  Kosten Allgemeine Ausstattung 

 
Die Kosten der Teile 1 und 2 ermittelt der Landesbetrieb BLSA. Inhalt und Kosten des 
Teiles 3 ermittelt der Bedarfsträger/Nutzer. 

Dem Landesbetrieb BLSA ist eine ausreichende Bearbeitungszeit für das Aufstellen von 
Bauprogrammen, für Planung, Kostenermittlungen und dergleichen, insbesondere auch 
für Verhandlungen mit Behörden, Nachbarn usw., zu gewähren. 

Die öffentlich-rechtlichen Anforderungen sind frühzeitig durch den Landesbetrieb BLSA 
zu klären und die notwendigen Verfahren einzuleiten, damit Planungsänderungen und 
Verzögerungen vermieden werden. 

Aufgrund der weitreichenden Abhängigkeiten der Fachplanungen voneinander müssen 
alle für das Gesamtkonzept wesentlichen Fragen so frühzeitig geklärt werden, dass sie 
bei der Planung von vornherein berücksichtigt werden können. Hierzu haben alle Fach-
planungen gemeinsam die Planungsgrundlagen zu ermitteln und ihre Leistungen im 
Rahmen der weiteren Bearbeitung fortlaufend aufeinander abstimmen, um ein funktions-
tüchtiges, technisch und wirtschaftlich optimiertes Bauwerk mit ressourcensparenden 
Baunutzungskosten zu erhalten.  
 

2. Prioritätenbestimmung 
 
Über den Baubedarf befindet das Kabinett im Rahmen der Haushaltsberatung. Hierbei 
vertritt das zuständige Ministerium des Bedarfsträgers/Nutzers den Bedarf aus der Sicht 
seiner ressortspezifischen Geschäftsfelder.  

In Vorbereitung der Aufstellung der ressortübergreifenden Prioritätenliste erfolgt die Be-
darfsanmeldung vom Bedarfsträger/Nutzer im Regelverfahren nach Abschnitt C.  

Soll die Bauabsicht weiterverfolgt werden, wird das Vorhaben in die ressortübergrei-
fende Prioritätenliste aufgenommen, die vom Kabinett zu bestätigen ist. Soweit für den 
Hochschulbau ein gesondertes Perspektivprogramm Hochschulbau aufgestellt wird, ist 
dieses ebenfalls durch das Kabinett zu bestätigen. 
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Bei der Aufstellung der ressortübergreifenden Prioritätenliste bzw. des Perspektivpro-
gramms Hochschulbau beteiligt das MF den Landesbetrieb BLSA. Der Landesbetrieb 
BLSA kann dabei eigene Vorschläge für Baumaßnahmen, die aus den Standortkonzep-
tionen resultieren, einbringen. 
 

3. Bauantrag 
 
Für GNUE hat der Bedarfsträger/Nutzer einen Bauantrag zu stellen. Der Landesbetrieb 
BLSA berät den Bedarfsträger/Nutzer baufachlich bei Beginn der Aufstellung des Bau-
antrages hinsichtlich 

 der Klärung der Grundstücksfrage, 
 des Raumbedarfes, 
 der qualitativen und quantitativen Bedarfsanforderungen und der Auswirkungen 

auf Investitions- und Folgekosten, insbesondere im Hinblick auf einen nachhalti-
gen Gebäudebetrieb, 

 der Ermittlung von Programmkosten, 
 der Terminplanung und 
 der Benennung eines verantwortlichen Projektbeauftragten des Nutzers. 

 
Dabei wirkt der Landesbetrieb BLSA darauf hin, dass die Forderungen des Bedarfsträ-
gers/Nutzers im Bauantrag vollständig, verbindlich, erschöpfend beschrieben und ab-
schließend sind, damit auf dieser Grundlage alle Planungsleistungen erbracht werden 
können. 

Zum Bauantrag gehören folgende Unterlagen: 

 Erläuterungen der bedarfsauslösenden Gründe 
 Stellenplan (Muster 12) 
 Raumbedarfsplan mit qualitativen Bedarfsanforderungen für jeden Raum und die 

Gesamtmaßnahme (Anforderungs- und Raumbuch) unter Berücksichtigung der 
Umsetzung von Wohnraumarbeit durch die Bediensteten (Muster 13) 

 im Einzelfall erforderlichen ergänzenden Angaben über Raumfunktionen, Be-
triebsabläufe, Funktionszusammenhänge, spezielle Nutzung von Räumen mit 
besonderen technischen Anforderungen und dergleichen 

 Groblageplan oder eine Strichskizze nach Nutzungsbereichen, sofern dies zur 
Beurteilung der Bebaubarkeit des Grundstückes erforderlich erscheint 

 Protokoll der baufachlichen Beratung mit dem Landesbetrieb BLSA 
 Programmkostenermittlung mit Hilfe anerkannter Programme (Muster 6) 
 Dokumentation der Prüfung der Bedarfsvoranmeldung durch den Landesbetrieb 

BLSA nach Abschnitt C einschließlich der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, wel-
che Entscheidungsgrundlage für die Auswahl der konkreten Bedarfsdeckungs-
maßnahme war 
 

Der Bauantrag ist dem für den Bedarfsträger/Nutzer zuständigen Ressort zur Prüfung 
und Genehmigung vorzulegen. Dieses kann sich bei der Prüfung mit der OTI abstimmen.  
Der genehmigte Bauantrag ist der OTI zuzuleiten. Nachträgliche Änderungen des ge-
nehmigten Bauantrages im Projekt sind nur aus zwingenden Gründen zulässig. Sie be-
dürfen der Genehmigung in Form einer Abweichung vom Bauantrag. 
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Die OTI erteilt dem Landesbetrieb BLSA auf der Grundlage des genehmigten Bauantra-
ges den Planungsauftrag zur Erstellung der KVM-Bau. Gleichzeitig wird der Bedarfsträ-
ger/Nutzer aufgefordert, Teil 3 – Allgemeine Ausstattung – zu erstellen. Der OTI obliegt 
die Festlegung von Einzelheiten im Einzelfall. 
Die Bezeichnung der Baumaßnahme wird entsprechend des Vorschlages des Bedarfs-
trägers/Nutzers durch die OTI festgelegt und ist durchgängig zu verwenden. 

Die Erteilung des Planungsauftrages setzt voraus, dass die Grundstücksfrage geklärt 
und die Finanzierung grundsätzlich sichergestellt ist. Das für den Bedarfsträger/Nutzer 
zuständige Ressort erhält eine Abschrift des Planungsauftrages, veranlasst die Aufstel-
lung von Teil 3 der Kostenermittlung durch den Bedarfsträger/Nutzer und prüft diese. 
Der genehmigte Teil 3 ist spätestens fünf Wochen vor dem festgesetzten Termin zur 
Fertigstellung der KVM-Bau dem Landesbetrieb BLSA zuzuleiten. 
 

4. Verfahren zur Aufstellung der Kostenvoranmeldung-Bau (KVM-Bau) 
 
Über die KVM-Bau wird eine Veranschlagung der Baumaßnahme im Haushalt auf 
Grundlage einer Vorplanung ermöglicht.  

Die KVM-Bau enthält entsprechend den Anforderungen an § 24 Abs. 1 LHO eine so 
hinreichende Darstellung der geplanten Baumaßnahme (Projektbeschreibung auf der 
Basis des genehmigten Bauantrages, Rahmenbedingungen, bauplanerische und bau-
ordnungsrechtliche Aspekte, bauliche Anforderungen, Schnittstellen etc.), dass Rück-
schlüsse auf die Art der Ausführung, die technische Lösung, die zu erwartenden Kosten 
und die Wirtschaftlichkeit vorgenommen werden können. Im Rahmen der Entscheidung 
für eine Beschaffungsvariante fertigt der Landesbetrieb BLSA im Vorfeld ein baufachli-
ches Gutachten an. 

Die KVM-Bau sowie die auf ihrer Grundlage festgelegte Kostenobergrenze ist die ver-
bindliche Grundlage für die folgenden Haushaltsaufstellungsverfahren und die weitere 
planerische Bearbeitung. Der Landesbetrieb BLSA wirkt auf die Einhaltung der Kosten-
obergrenze einschließlich der Jahresscheiben hin. Gelingt es nicht, die festgelegte Kos-
tenobergrenze einschließlich der Jahresscheiben einzuhalten, ist zunächst der Bauan-
trag hinsichtlich einer Anpassung der qualitativen und/oder quantitativen Nutzerforde-
rungen zu überprüfen, ggf. zu ändern und dem für den Bedarfsträger/Nutzer zuständigen 
Ressort erneut zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. 

Die KVM-Bau ist vom Landesbetrieb BLSA aufzustellen, der sich Freiberuflich Tätiger 
bedienen kann. Bei der Aufstellung sind die zur Baumaßnahme gehörenden Bau-
werke/Baukörper nach dem Bauwerkszuordnungskatalog des Musters 6 einzuordnen. 

Die KVM-Bau ist auf der Grundlage der in der HOAI aufgeführten Grundleistungen zu 
erarbeiten. Über Grundleistungen hinausgehende Leistungen sind vom Landesbetrieb 
BLSA im Vorfeld schriftlich zu begründen und zu dokumentieren. Bei den Leistungen der 
anderen Fachgewerke ist analog zu verfahren. Der Landesbetrieb BLSA übernimmt den 
vom Bedarfsträger/Nutzer aufgestellten und genehmigten Teil 3 in die Kostenschätzung 
und in den Erläuterungsbericht nach den Mustern 6 und 7. 

Der Landesbetrieb BLSA legt die geprüfte KVM-Bau mit der Einverständniserklärung des 
Bedarfsträges/Nutzers der OTI in digitaler Form vor. Auf Anforderung der OTI im Einzel-
fall soll eine Vorlage in Papierform erfolgen. Der Bedarfsträger/Nutzer bestätigt mit sei-
ner Einverständniserklärung, dass die Planung seinen Nutzungsanforderungen ent-
spricht und weitere Forderungen ausgeschlossen werden. Die OTI übersendet je eine 
Ausfertigung der genehmigten und festgesetzten KVM-Bau an den Landesbetrieb BLSA 



 

Seite 24 
 

und das für den Bedarfsträger/ Nutzer zuständige Ressort. Eine Ausfertigung verbleibt 
bei der OTI. Das für den Bedarfsträger/Nutzer zuständige Ministerium gibt gegenüber 
der OTI eine Stellungnahme/Einverständniserklärung ab. 

Das MF legt die KVM-Bau dem Ausschuss für Finanzen des Landtages von Sachsen-
Anhalt zur Einwilligung vor. Die OTI fertigt die erforderlichen Beschlussunterlagen. Der 
Landesrechnungshof wird vor einer Ausschussbefassung durch die OTI beteiligt. Die 
dem Ausschuss vorzulegenden Unterlagen müssen alle wesentlichen zur Beurteilung 
der Maßnahme erforderlichen Angaben enthalten. 

Die genehmigte KVM-Bau ist grundsätzlich bindend. Jede wesentliche Abweichung setzt 
die Genehmigung eines Abweichungsantrages voraus. Nicht wesentliche Abweichungen 
bedürfen keiner Genehmigung, wenn sie erforderlich sind, damit die geplante Baumaß-
nahme wirtschaftlich und technisch zweckmäßig, vollständig hergestellt werden kann, 
ohne dass Mehrkosten entstehen. 

Zur Erhaltung und Weiterentwicklung der eigenen Fachkompetenz wird eine möglichst 
hohe Eigenerledigungsquote durch den Landesbetrieb BLSA hinsichtlich der KVM-Bau 
angestrebt und schrittweise umgesetzt. Zu Eigenerledigungsquoten werden gesonderte 
Zielvereinbarungen abgeschlossen. 
 
4.1. Verfahren zur Risikovorsorge 
 
Die Risikovorsorge dient zur Kompensation von kostenrelevanten, baulich bedingten 
Projektrisiken, die vom Bedarfsträger nicht zu vertreten sind (Planungs- und Ausfüh-
rungsrisiken). Das betrifft unter anderem: 

 Planungsrisiken durch unvorhergesehene notwendige Leistungen (beispielsweise 
beim Bauen im Bestand, aufgrund der tatsächlichen Baugrundverhältnisse, durch 
unerkannte Altlasten) 

 Planungsrisiken in Bezug auf behördliche Auflagen (beispielsweise im Denkmal-
schutz) oder durch Änderungen in gesetzlichen Vorschriften und Standards 

 Ausführungsrisiken (beispielsweise höhere Ausschreibungsergebnisse aufgrund 
geänderter Marktlage, Mehrkosten durch Insolvenzen, Verschiebungen von Ausfüh-
rungsterminen, gravierende Baustoffpreissteigerungen) 

 Baupreisrisiko und 
 sonstige projektspezifische Risiken. 
 
Aus diesem Grund ist neben der Vorsorge für Baupreissteigerungen, die auf der Grund-
lage der aktuellen Entwicklung des Baupreisindexes des Statischen Bundesamts unter 
Berücksichtigung aktueller Inflationsraten eine belastbare und nachhaltige Fortschrei-
bung, bezogen auf den voraussichtlichen Baubeginn und unter Berücksichtigung des 
Planungsstandes der jeweiligen Vorplanung ermöglicht, zusätzlich eine Vorsorge in 
Form eines Risikobudgets von 10 v. H. für baulich bedingte Projektrisiken (Planungs- 
und Ausführungsrisiken), die vom Nutzer nicht zu vertreten sind, vorzusehen. Das Risi-
kobudget ist dabei über die Summe aller Kostengruppen zu ermitteln. 
 
Soweit sich in der Projektbearbeitung die festgesetzten Kosten aus baulichen Gründen 
inklusive der Vorsorge für Baupreissteigerungen und des veranschlagten Risikobudgets 
darüber hinaus um mehr als 15 v. H. erhöhen, ist eine erneute baumaßnahmenbezogene 
Befassung des Ausschusses für Finanzen des Landtages von Sachsen-Anhalt zur Ein-
willigung im Rahmen eines Abweichungsantrages nach Nr. 4.2 erforderlich. Der Landes-
betrieb BLSA hat diesen der OTI zuzuleiten und die baulichen Ursachen der Mehrkosten 
zu benennen, so dass die Ursachen nachvollziehbar beurteilt werden können.  
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4.2. Abweichungsantrag 
 
Die Aufstellung eines Abweichungsantrages und erneute baumaßnahmenbezogene Be-
fassung des Ausschusses für Finanzen des Landtages von Sachsen-Anhalt zur Einwilli-
gung wird erforderlich, wenn  

 erheblich von der genehmigten KVM-Bau abgewichen werden soll oder  
 eine Erhöhung der Baukosten aus baulichen Gründen außerhalb der festge-

legten Risikovorsorge um mehr als 15 v. H. unvermeidbar ist. Derartige Ab-
weichungen sind nur bei unabweisbarem Bedarf zulässig. 

Abweichungen sind erheblich, wenn die Grundlagen des Entwurfs, des konstruktiven 
Aufbaus, der Gestaltung der Technischen Anlagen geändert werden sollen oder grund-
legend von dem vorgesehenen Material abgewichen werden soll. 

Abweichungsanträge sind vom Landesbetrieb BLSA aufzustellen, für die er sich Freibe-
ruflich Tätiger bedienen kann. Sobald notwendige Abweichungen erkennbar werden, ist 
der Antrag der OTI vorzulegen. Sie sind zu unterteilen nach Ursachen, wie 

 Lohn- und Materialpreissteigerungen, 
 unvorhergesehene, bautechnisch unabweisbare Ergänzungen oder Ände-

rungen, 
 Abänderungen oder Ergänzungen der Bedarfsanforderungen, 
 sonstige Anlässe.  

 
In den einzelnen Kostengruppen der Kostenschätzung sind nach Muster 6 die jeweils zu 
erwartenden Mehr- und Minderkosten anzugeben und gegeneinander aufzurechnen. 

Soweit ausschließlich Lohn- oder Materialpreissteigerungen ursächlich sind, genügt ein 
vereinfachter Nachweis gemäß Muster 11. Die Nachweise durch Muster 6 werden nur 
im Bedarfsfall angefordert. 

Mehrkosten sind grundsätzlich zunächst durch Einsparvorschläge innerhalb der Ge-
samtbaumaßnahme abzudecken. Eine Begründung der Mehrkosten ist der Kostener-
mittlung mit Hinweis auf Einsparungsmöglichkeiten beizufügen. 

Die zusätzlichen Haushaltsmittel und Verpflichtungsermächtigungen sind ggf. aus den 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln im Einzelplan 20 innerhalb des Deckungs-
kreises zulasten anderer Baumaßnahmen bzw. anderer Finanzierungsquellen entspre-
chend des jeweiligen Haushaltsvermerkes abzubilden. 

 
5. Prüfung und Genehmigung der KVM-Bau 
 
5.1.  Prüfung der KVM-Bau durch den Landesbetrieb BLSA 
 
Die Prüfung erstreckt sich auf alle Teile der erstellten Bauunterlagen. Insbesondere 
sind zu beachten: 

 Übereinstimmung mit der genehmigten Bedarfsbeschreibung, 
 Überprüfung von Variantenuntersuchungen hinsichtlich der Zweckmäßigkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit des Lösungsvorschlags, auch unter Be-
rücksichtigung der Folgekosten, 

 betriebstechnisches Konzept, 
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 Bewertung des architektonisch/städtebaulichen Konzepts, soweit die Unter-
lagen das zulassen, 

 Vollständigkeit der erforderlichen Unterlagen, 
 Berücksichtigung der öffentlich-rechtlichen Bestimmungen und 
 Richtigkeit und Nachvollziehbarkeit der Kostenermittlung. 

Für die Vorlage der Bauunterlage (KVM-Bau) an die OTI hat der Landesbetrieb BLSA 
einen Prüfvermerk beizufügen, der Umfang und Ergebnis der Prüfung zusammenfasst. 
Für Eintragungen – auch Ergänzungen und Änderungen –  in die Bauunterlagen ver-
wendet der Landesbetrieb BLSA den Blaustift. 
 
5.2. Genehmigung von Bauunterlagen 
 
Die unabhängige Überprüfung der unter 5.1 aufgeführten Unterlagen durch die OTI be-
schränkt sich auf die grundsätzlich bedeutsamen Angaben und Inhalte. Dabei steht die 
Plausibilisierung der Planungs- und Kostendaten im Kontext der Wirtschaftlichkeit bei 
Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Anforderungen im Vordergrund. Sie schließt mit ei-
ner baufachlichen Genehmigung und Festsetzung der Gesamtkosten ab. Für Eintragun-
gen – auch Ergänzungen und Änderungen – in die Bauunterlagen verwendet die OTI 
den Rotstift. 

 
6. Projektunterlage-Bau (PU-Bau) 
 
Auf Grundlage der KVM-Bau erfolgt durch die OTI die Erteilung des Planungsauftrages 
für die weiterführenden Leistungsphasen nach HOAI sowie des Bauauftrages. Die OTI 
kann dabei auf den jeweiligen Einzelfall bezogene Einzelheiten festlegen. Der Landes-
betrieb BLSA stellt die Beteiligung der OTI in allen Planungsphasen sicher. Im Zuge der 
Entwurfsplanung ist ein Konzeptgespräch durchzuführen, das den Stand der Planung 
erläutert sowie das Energiekonzept und die der Leistungsphase 3 entsprechenden Pla-
nungs- und Kostendaten darlegt. 

Durch den Landesbetrieb BLSA erfolgt im Anschluss die Aufstellung der Entwurfs- und 
Genehmigungsplanung (Leistungsphasen 3 und 4 HOAI) einschließlich einer Aufstellung 
aller Nachweise und Genehmigungen im Zuge des bauaufsichtlichen Zustimmungsver-
fahren nach § 76 BauO LSA, fortgeschriebener Planungs- und Kostendaten sowie ener-
giewirtschaftlicher Gebäudedaten. Diese Unterlagen werden der OTI je als 1-fache ana-
loge sowie digitale Ausfertigung übermittelt. Diese Aufstellung erfolgt dabei ausschließ-
lich zur internen Dokumentation des baufachlichen Verfahrens und zur Vorbereitung der 
Ausführungsplanung. Die OTI wird konzeptionell in die vorgenannten Planungsphasen 
eingebunden. Die OTI behält sich die Vorlage weiterer Unterlagen im Einzelfall vor. 

Die rechtzeitige Veranlassung ist Voraussetzung für den Beginn der Baumaßnahme in 
dem Haushaltsjahr, für das Verpflichtungsermächtigungen erteilt oder Ausgabemittel im 
Haushaltsplan erstmalig ausgebracht werden sollen. 

Die Projektunterlage-Bau ist vom Landesbetrieb BLSA auf der Grundlage der genehmig-
ten KVM-Bau aufzustellen.  
 

7. Weitere Mitwirkung des Bedarfsträgers/ Nutzers 
 
Soweit die Mitwirkung des Bedarfsträgers/ Nutzers nicht bereits im vorbeschriebenen 
Verfahren bestimmt ist, übernimmt der Bedarfsträger/ Nutzer folgende Leistungen: 
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 Ermitteln der Nutzungs- und Betriebskosten aus seinem Zuständigkeitsbereich 
und 

 Unterstützung des Landesbetriebes BLSA bei der Vorbereitung von Verträgen 
für die Wartung und Instandhaltung gemäß dem Vergabehandbuch. 

 

8. Hochschulbau 
 
Liegen besondere Umstände vor, können gemäß § 114 Abs. 5 Hochschulgesetz LSA 
unter der Voraussetzung, dass die Zustimmung des Kabinetts vorliegt, GNUE von den 
Hochschulen des Landes in eigener Zuständigkeit als „Pilotprojekt“ durchgeführt wer-
den. Die beabsichtigte Durchführung einer GNUE als „Pilotprojekt“ ist vom Bedarfsträ-
ger/Nutzer bei der für die Hochschulbauplanung zuständigen Stelle zu beantragen.  
Dem Antrag ist eine Begründung für die beabsichtigte Durchführung der Baumaßnahme 
als „Pilotprojekt“ unter Beachtung von § 7 LHO sowie eine grobe Bauablaufplanung unter 
Beachtung der vorhandenen personellen Ressourcen beizufügen. Der Antrag muss An-
gaben über Ziel, Inhalt, Umfang und Notwendigkeit der Maßnahme enthalten. Das MF 
erwirkt die Zustimmung des Kabinetts. 

Bei Pilotvorhaben fungiert die jeweilige Hochschule als öffentlich-rechtlicher Bauherr. 
Dementsprechend sind für Pilotvorhaben Baugenehmigungsverfahren durch die jewei-
lige Hochschule in eigener Verantwortung durchzuführen. Die Nummern 1. bis 7. sind 
im Übrigen sinngemäß anzuwenden. Die zur Durchführung von Pilotprojekten notwendi-
gen Ausgabemittel werden der jeweiligen Hochschuleinrichtung maßnahmenbezogen 
zur Verfügung gestellt. 
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G Maßnahmen der Objektentwicklung 
 
Im Liegenschaftsbestand des Landes Sachsen-Anhalt gibt es eine Vielzahl von stark 
sanierungsbedürftigen Liegenschaften, die aufgrund des bestehenden Sanierungs- und 
Instandhaltungsstaus nicht für Verwaltungszwecke des Landes oder im Rahmen des 
Gemeingebrauchs im Aufgabenbereich des Landes genutzt werden können. Für solche 
Objekte fehlt zur nutzerinitiierten Sanierung der Bedarfsträger und eine damit verbun-
dene Bedarfsfeststellung. 

Um für diese Immobilien mit Nutzungspotentialen langfristig Leerstand zu vermeiden und 
sie in absehbarer Zeit einer Revitalisierung zuzuführen, sind Maßnahmen zu ergreifen, 
die Bausubstanz zu erhalten und nachhaltig zu verbessern sowie die Immobilien einer 
langfristigen Nutzung zuzuführen.  

Die Herrichtung der ungenutzten Objekte umfasst im Besonderen Maßnahmen, welche 
den Ansprüchen an eine moderne Verwaltungsnutzung Rechnung tragen und alle Re-
geln zum Stand der Technik sowie klimapolitische Aspekte erfüllen. Im Einzelnen betrifft 
dies nachfolgende Schwerpunkte:  

 Optimierung von Brandschutz,  
 Barrierefreiheit,  
 Technische Anlagen (HKLS, Elektro, GA), 
 regenerative Energieträger, 
 Energieeffizienz,  
 Entwicklung der Elektromobilität,  
 sicherheitstechnische Erwägungen, 
 IT-Ausstattung  
 Altlastenbeseitigung, etc. 

In Vorbereitung der Haushaltsplanungen ist dem MF eine Liste mit den Maßnahmen der 
Objektentwicklung vorab zur Zustimmung zu übermitteln. Hierbei sind eine Zeitplanung, 
die zukünftige Nutzung, ein Kostenrahmen sowie ein Finanzierungsvorschlag für jedes 
Objekt darzustellen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 

Seite 29 
 

H Unterlagen entsprechend § 24 und § 54 LHO 
 
Für die in den Abschnitten F und G beschriebenen Verfahren sind Zuständigkeiten, Be-
schreibungen und Verfahren sowie die Art und Qualität der Unterlagen entsprechend §§ 
24, 54 LHO im in geeigneter Weise darzustellen. 
 
Insbesondere sind für die jeweilige Maßnahme nach VV Nr. 3.4 zu § 24 LHO entspre-
chende Erläuterungen, Beschreibungen, Pläne, Skizzen, Terminplanungen, Kosten, Fol-
gekosten und die Darlegungen der Finanzierung vorzusehen. 
 
Folgende Unterlagen sind zwingend erforderlich: 
 

 Kostenschätzung nach Muster 6 
 Erläuterung der Baumaßnahme nach Muster 7 
 Baufachliches Gutachten über das Grundstück nach Abschnitt K1 
 Übersichtsplan (Stadtplan, Topographische Karte M 1:25000 oder sonstige 

Karte) mit Eintragung des Grundstückes und Einverständniserklärung des Be-
darfsträgers/Nutzers 

 zeichnerische Darstellungen (im Maßstab 1:100) zur Bearbeitung eines Pla-
nungskonzeptes einschließlich Untersuchung der alternativen Lösungsmöglich-
keiten nach gleichen Anforderungen 

 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zwischen Mietlösung, Kauflösung und Eigen-
baulösung, alternativen Finanzierungsformen sowie ggf. erforderlicher Varianten 
zu Eigenbaulösungen (vgl. Abschnitt K 5) 

 ggf. Machbarkeitsstudie (der Aufwand hierfür richtet sich im Einzelfall nach den 
Erfordernissen einer verlässlichen Kostenermittlung 
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I  Bauausführung  

 
1. Beginn von Baumaßnahmen 
 
Die Ausführung einer Baumaßnahme beginnt mit dem Abschluss des ersten Bauvertra-
ges. 

Bauleistungen dürfen erst ausgeschrieben werden, wenn die komplette Ausführungspla-
nung des auszuschreibenden Fachloses aufgestellt ist und die entsprechenden Ausga-
bemittel zur Bewirtschaftung zugewiesen sind oder Verpflichtungsermächtigungen zur 
Inanspruchnahme bewilligt wurden. 
 

2. Kostenkontrolle und Kostensteuerung 
 
Der Landesbetrieb BLSA ist zur Kostenkontrolle, Kosten- und Terminsteuerung gemäß 
Abschnitt K 2 verpflichtet. 
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J Bauübergabe und Bestandsdokumentation 

 
1. Bauübergabe 
 
Vor Abschluss von Bauaufgaben sowie Übergabe des Bauwerks an den Bauherrn ist 
die Organisation der Inbetriebnahme in der Projektstruktur sicherzustellen. Die Inbe-
triebnahmephase ist planungs- und ausführungsbegleitend vorzubereiten. Dazu sind 
die erforderlichen Abstimmungen und Vereinbarungen mit dem Bauherrn und dem 
künftigen Betreiber rechtzeitig vorzunehmen. 

Der Landesbetrieb BLSA übergibt anschließend das Bauwerk dem Bedarfsträger/Nut-
zer. Die Übergabe hat stattzufinden, sobald das Bauwerk zweckentsprechend genutzt 
werden kann. Eine Teilübergabe ist zulässig. Mit der Übergabe/Teilübergabe geht das 
Bauwerk insgesamt bzw. teilweise in die Verantwortung des Bedarfsträgers/Nutzers 
über. 

Die Verantwortung inkl. des Betriebes geht ebenfalls auf den Bedarfsträger/Nutzer 
über, wenn er das Bauwerk zweckentsprechend nutzt, ohne dass eine förmliche Über-
gabe stattgefunden hat; es sei denn, der Landesbetrieb BLSA und Bedarfsträger/Nut-
zer haben sich schriftlich in anderer Weise verständigt. Die förmliche Übergabe ist 
unverzüglich nachzuholen.  

Bei der Übergabe/Teilübergabe ist eine gemeinsame Niederschrift (Muster 14) anzu-
fertigen, in den etwaigen Beanstandungen, zu übergebende und nachzuliefernde Un-
terlagen zu vermerken sowie Restarbeiten und Mängel aufzulisten sind. Bei ab-
schnittsweisen Übergaben sind mit dem Nutzer Vereinbarungen zu treffen, die eine 
unzulässige Nutzausweitung unterbinden. 

Für fertig gestellte GNUE hat spätestens sechs Monate nach der Bauübergabe eine 
Meldung der Planungs- und Kostendaten an die Informationsstelle Wirtschaftliches 
Bauen (IWB) des Landesbetriebs Vermögen und Bau Baden-Württemberg zu erfol-
gen. 

 
2. Baudokumentation 
 
Die Baudokumentation ist eine vollständige Zusammenstellung der Unterlagen, die im 
Zuge der Bauaufgabe erstellt werden. Eine vorläufige Baudokumentation, die zum 
rechtskonformen und wirtschaftlichen Betrieb notwendig ist, wird spätestens zur Bau-
übergabe vom Landesbetrieb BLSA geliefert. Die vollständige Baudokumentation ist 
innerhalb eines Jahres nach Übergabe möglichst in digitaler Form vorzulegen. 

 
3. Bestandsdokumentation 
 
Die Bestandsdokumentation umfasst die Gebäude- und Liegenschaftsbestandsdoku-
mentationen. Sie ist am Lebenszyklus von Gebäuden und Liegenschaften orientiert 
und infolgedessen unabhängig von Bauaufgaben entsprechend den einschlägigen 
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baufachlichen Regelungen aktuell zu halten. Sie ist digital als Basis der Prozesse des 
Planens, Bauens und Betreibens zu führen. 
 

4. Verjährungsfrist für Mängelansprüche 
 

Spätestens ein Vierteljahr vor Ablauf der Verjährungsfrist für Mängelansprüche hat der 
Landesbetrieb BLSA - unter Beteiligung der nutzenden Verwaltung - die Liegenschaft 
zu begehen. Hierüber ist eine Niederschrift anzufertigen; festgestellte Mängel sind da-
rin zu vermerken. Die Mängelbeseitigung ist durch den Landesbetrieb BLSA unver-
züglich zu veranlassen. 

Treten in der Verjährungsfrist Mängel auf, hat die nutzende Verwaltung den Landes-
betrieb BLSA unverzüglich zu unterrichten. 
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K Rechnungslegung – Prüfung 
 

1. Landesrechnungshof 
 
Der Landesrechnungshof ist über die Rechnungslegung der Baumaßnahmen nach 
Abschnitt E und F zeitnah unter Verwendung des Musters 21 zu informieren. Soweit 
eine Buchführung erfolgt, hat diese nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buch-
führung und Bilanzierung in sinngemäßer Anwendung der Vorschriften des Han-
delsgesetzbuches zu erfolgen (§ 71a LHO). Dabei ist insbesondere auch § 77 LHO 
zu gewährleisten. 

 
2. Belege und Unterlagen 
 
Die Rechnungslegungsunterlagen für eine Baumaßnahme sowie für die in einem Ge-
schäftsjahr in einer Liegenschaft durchgeführten Bauunterhaltungsarbeiten je Ge-
bäude bzw. Außenanlagen (Frei– und Verkehrsanlagen) sind unaufgefordert dem LRH 
im Original oder in einer beglaubigten Ausfertigung vorzulegen. Die Aufbewahrungs-
fristen ergeben sich gemäß Muster 10. 
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L Einzelgebiete 
 
L 1 Baufachliche Gutachten über das Baugrundstück  

L 2 Projektmanagement   

L 3 Nachhaltigkeit und Energetik 

L 4 Vorbeugender Brandschutz für bauliche Anlagen  

L 5 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen  

L 6 Berichterstattung   

L 7 Beteiligung bildender Künstler  

L 8 Baunebenkosten  

L 9 Grundsteinlegungen - Richtfeste - Einweihungsfeiern  

L 10 Behandlung und Aufbewahrung von Unterlagen 

L 11 Versicherungen für bauliche Anlagen 

L 12 Vergabe freiberuflicher Leistungen  

L 13 Wettbewerbe  

L 14 Bauaufsichtliche Behandlung von baulichen Anlagen  

L 15 Betriebsführung und Betriebsüberwachung von Technischen Anlagen 

L 16 Barrierefreiheit  

L 17 BIM 

L 18 Zertifizierung  

L 19 Abtretungen und Pfändungen 


